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der Beschlüsse der örtlichen Volksvertretungen und 
der Bestimmungen des Statuts. Sie hat zum Ziel, 
daß alle Genossenschaftsmitglieder an der guten 
genossenschaftlichen Arbeit teilnehmen, planmäßig 
die genossenschaftliche Wirtschaft festigen und er­
weitern, die Produktion und Arbeitsproduktivität 
erhöhen und die Bündnisverpflichtungen zur gleich­
mäßig guten Versorgung der Bevölkerung erfüllen.

33. (1) Das höchste Organ der Genossenschaft ist die 
Mitgliederversammlung. In ihr beraten und be­
schließen alle Mitglieder Maßnahmen zur Verbes­
serung der guten genossenschaftlichen Arbeit und 
zur ständigen Entwicklung der genossenschaftlichen 
Produktion. Sie ist das Forum der sozialistischen 
Erziehung aller Mitglieder durch das ganze Kol­
lektiv.
(2) Die Mitgliederversammlung faßt in allen die 
Genossenschaft betreffenden Angelegenheiten Be­
schlüsse, die für alle Organe und Mitglieder der 
Genossenschaft bindend sind. Sie tagt in der Regel 
monatlich einmal.
(3) Für folgende Aufgaben ist ausschließlich die 
Mitgliederversammlung zuständig:
a) Bestätigung und Abänderung des Statuts, der 

Betriebsordnung, der Stall- und Arbeitsordnun­
gen;

b) Wahl und Abberufung des Vorstandes, des Vor­
sitzenden und der Revisionskommission und an­
derer Kommissionen;

c) Beratung und Beschlußfassung des Betriebs­
planes der Genossenschaft;

d) Bestätigung des Perspektivplanes für den wei­
teren Aufbau der genossenschaftlichen Produk­
tionsbasis, insbesondere der genossenschaftlichen 
Viehhaltung und für den planmäßigen Über­
gang zum Typ III weitgehend aus eigener Kraft. 
Der Perspektivplan ist mit den im Dorf beste­
henden LPG sowie mit allen Bewohnern des 
Dorfes zu beraten;

e) Bestätigung der Rechenschaftsberichte der ge­
wählten Organe;

f) Abschluß sozialistischer Wettbewerbe zwischen 
dep LPG;

g) Bestätigung der Brigadeleiter und sonstigen lei­
tenden Mitglieder der LPG;

h) Aufnahme und Ausschluß von Mitgliedern;
i) Bestätigung der Arbeitsnormen, der Normen für 

die Bewertung der Arbeit und der Prämienord­
nung;

k) Bestätigung der Übernahmeprotokolle bei der 
Einbringung von Vieh, Maschinen, Geräten, Ge­
bäuden und Wald in die Genossenschaft;

l) Regelung der Verteilung der Einkünfte;

m) Beteiligung an übergenossenschaftlichen Ein­
richtungen;

n) Festlegung von Schadenersatzansprüchen.

34. (1) Die Mitgliederversammlung ist beschlußfähig, 
wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder an­
wesend sind. Die Beschlüsse werden mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Ablehnung eines 
gewählten Vertreters vor Ablauf der Wahlperiode 
ist die Zustimmung von mindestens zwei Drittel

der Mitglieder erforderlich. In jeder Mitglieder­
versammlung wird Protokoll geführt. Die Be­
schlüsse der Mitgliederversammlung sind in dem 
Protokoll wörtlich aufzunehmen.

(2) Faßt die Mitgliederversammlung Beschlüsse, 
die gegen gesetzliche Bestimmungen oder das Sta­
tut verstoßen, so sind die örtlichen Organe der 
Staatsmacht verpflichtet, den Mitgliedern zu helfen, 
diese fehlerhaften Beschlüsse zu ändern.

(3) Der Rat des Kreises ist berechtigt und verpflich­
tet, von der Mitgliederversammlung die Verände­
rung eines fehlerhaften Beschlusses zu verlangen. 
Kommt die Mitgliederversammlung dieser Forde­
rung nicht nach, so kann der Rat des Kreises nach 
einer Stellungnahme der Ständigen Kommission für 
Landwirtschaft die fehlerhafte Entscheidung der 
Mitgliederversammlung durch Beschluß aufheben.

35. (1) Zur unmittelbaren und ständigen Teilnahme der 
Mitglieder an der Leitung und Verwaltung der Ge­
nossenschaft und zur Verwirklichung des Rechts 
auf Mitbestimmung aller Mitglieder bildet die Mit­
gliederversammlung Kommissionen. Durch die gute 
Arbeit der Kommissionen werden die Mitglieder 
zur bewußten Mitarbeit angeregt und ihre Erfah­
rungen und Kenntnisse für die genossenschaftliche 
Entwicklung genutzt.

(2) Für die ständige Anleitung jeder Kommission 
wird ein Vorstandsmitglied verantwortlich gemacht. 
Die Kommissionen arbeiten nach einem Arbeits­
plan und lösen ihre Aufgaben in enger Verbindung 
mit den Kommissionen der örtlichen Volksvertre­
tung. Der Vorstand ist verpflichtet, die Kommissio­
nen in die Vorbereitung der Mitgliederversamm­
lung, der Vorstandssitzungen, der Produktionsbera­
tungen usw. planmäßig einzubeziehen. Die 
Mitgliederversammlung und der Vorstand haben 
die Vorschläge der Kommissionen zu prüfen und 
entsprechende Maßnahmen zu beschließen.

(3) Folgende Kommissionen werden in der Genos­
senschaft gebildet:
a) die Revisionskommission,
b) die Normenkommission,
c) die Kommission für Arbeite- und Gesundheits­

schutz,
d) die Kommission zur Übernahme und Bewertung 

des von den Mitgliedern eingebrachten Inven­
tars.

(4) Weitere Kommissionen werden gebildet:
a) auf Grund gesetzlicher Bestimmungen,
b) für die Entwicklung bestimmter Zweige der ge­

nossenschaftlichen Produktion, insbesondere für 
die systematische Entwicklung der genossen­
schaftlichen Viehwirtschaft sowie für andere 
Aufgaben.

Diese Kommissionen können für ständig oder zeit­
weilig gebildet werden.

(5) Zum Zwecke der gegenseitigen sozialistischen 
Hilfe beim Aufbau der genossenschaftlichen Wirt­
schaft führen die Kommissionen einen Erfahrungs­
austausch mit den Kommissionen der im Ort be­
stehenden bzw. Nachbargenossenschaften des 
Typ III durch.


